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KO N S U M & M E H R

Freibetrag
erhöhen
Zuverdienst

bei Arbeitslosigkeit

Wer Arbeitslosengeld (ALG)
bezieht, darf nebenher

kaum eigene Einnahmen haben.
Der Freibetrag liegt bei 165 Euro
im Monat. „Liegt man darüber,
wird das Arbeitslosengeld ent-
sprechend gekürzt“, sagt Susan-
ne Eikemeier von der Bundes-
agentur für Arbeit (BA). „Mit
Werbungskosten kann man den
Freibetrag aber noch erhöhen.“

Ein Beispiel: Sie verdienen
250 Euro im Monat und haben
dafür Fahrtkosten von 25 Euro.
Der Freibetrag erhöht sich somit
um die 25 Euro Fahrtkosten auf
insgesamt 190 Euro. Der tatsäch-
liche Verdienst liegt damit immer
noch 60 Euro über dem zulässi-
gen, daher wird das Arbeitslo-
sengeld exakt um diesen Betrag
gekürzt.

Achtung außerdem bei der
Arbeitszeit: Während des Bezugs
von Arbeitslosengeld darf die
wöchentliche Arbeitszeit nur
weniger als 15 Stunden pro Ka-
lenderwoche betragen. „Sind es
15 Stunden oder mehr, gelten Sie
nicht mehr als arbeitslos und be-
kommen auch kein Arbeitslo-
sengeld mehr“, so die BA-Spre-
cherin. dpa

DAS U RTEIL

Geld bei
Flugausfall?

Der Bundesgerichtshof (BGH)
hat in einem Urteil die Flug-

gastrechte von Pauschalreisenden
gestärkt. Demnach können Urlau-
ber:innen auch dann Entschädi-
gungen bei Flugausfällen zuste-
hen, wenn die Pauschalreise vor-
zeitig abgebrochen wurde.

In dem verhandelten Fall ging
es um eine Kreuzfahrt, die wegen
eines Corona-Ausbruchs unter der
Besatzung abgebrochen werden
musste – und um den anschlie-
ßenden vorzeitigen Rückflug zwei
Reisender nach Hause. Der Flug,
auf den sie eigentlich eingeteilt
waren, fand nämlich nicht statt.
Stattdessen kamen sie mit einem
Ersatzflug mehr als 24 Stunden
später daheim an. Die beiden
klagten gegen die durchführende
Airline unter anderem auf Aus-
gleichszahlungen in Höhe von
400 Euro pro Person.

Der BGH gab ihnen recht. Ein
Ausnahmebestand in der EU-
Fluggastrechteverordnung, wo-
nach sie nicht für Fälle greift, in
denen eine Pauschalreise aus an-
deren Gründen als der Annullie-
rung des Fluges abgesagt wird,
gelte hier nicht, heißt es in dem
Urteil. „Weil die Klageansprüche
nicht darauf gestützt werden,
dass die Annullierung der Reise
zugleich zur Annullierung des
Fluges geführt hat, sondern da-
rauf, dass ein trotz Annullierung
der Reise vorgesehener Flug an-
nulliert worden ist“, so die Be-
gründung des Bundesgerichts-
hofs. dpa
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Geld fürs Alter beiseite legen
Selbstständige müssen privat vorsorgen - auch die staatliche Rente ist eine Option

VON M E C H T H I L D H E N N E K E

Mehr als 40 Jahre hat der Au-
tohändler Stefan S. (80) sei-

nen Betrieb geführt, doch eine
echte Rente hat er sich von den
Einnahmen nicht gegönnt. Seine
Einkünfte im Alter sind mager –
sie reichen gerade für die private
Krankenversicherung, die Grund-
kosten fürs Eigenheim und einen
bescheidenen Lebensunterhalt.

So wie ihm geht es vielen
Selbstständigen. Sie stecken alles
Geld in den Betrieb und vernach-
lässigen ihre Altersvorsorge. Doch
so ein Verhalten rächt sich. „Wer
sich selbstständig macht und kein
Geld für die Altersvorsorge beisei-
telegen kann, sollte sein Ge-
schäftsmodell noch einmal über-
denken“, sagt Marcel Reyers, ge-
schäftsführender Gesellschafter
bei Finakons - Finanz Konsilium
in Limburg.

Nach einer sinnvollen Höhe
für eine monatliche Altersvorsor-
ge befragt, rät Reyers, sich am Ni-
veau der gesetzlichen Rentenver-
sicherung zu orientieren. „Die
Rentenbeiträge liegen im Moment
bei knapp 20 Prozent des Ein-
kommens. So viel sollten auch
Selbstständige und Freiberufler
mindestens monatlich zurückle-
gen.“ Wie sie ihr Geld anlegen
können, erklären Fachleute.

Gesetzliche Rente

Auch wenn sie nicht verpflichtet
sind, in die gesetzliche Renten-
kasse einzuzahlen, ist dies trotz-
dem eine lohnende Option für
Selbstständige und Freiberufler.
Reyers berät regelmäßig Personen
aus dieser Gruppe und prüft da-
bei immer, welche Rentenansprü-
che für sie bestehen. „Diese kön-
nen sich durch eine eventuelle
Lehre oder ein Studium oder
auch durch Mutterschutzzeiten
angesammelt haben“, sagt er. Wer
zusätzlich freiwillig einzahlt, wei-
tet die Ansprüche aus.

„Mit freiwilligen Beiträgen
kann die Rente erhöht und es
können Mindestversicherungszei-
ten erfüllt werden“, sagt Silke
Pottin, Sprecherin der Rentenver-
sicherung Bund. Ansprüche an
Hinterbliebene wie Witwer- und
Witwenrenten, Waisen- und Er-
ziehungsrenten können entste-
hen. Ältere Versicherte könnten
unter bestimmten Voraussetzun-
gen eine schon bestehende An-
wartschaft auf Erwerbsminde-
rungsrente aufrechterhalten.

Für Reyers ist die gesetzliche
Rente attraktiv, weil die jährli-
chen Rentenerhöhungen in den
vergangenen Jahren größer waren
als der Zuwachs mancher Anla-
gen am Kapitalmarkt. Er gibt das
Beispiel der diesjährigen Renten-
anpassung von 4,57 Prozent zum
1. Juli. „Die gesetzliche Rente
macht einen unabhängig vom Ka-
pitalmarkt“, sagt er.

Freiwillige Beiträge

„Die Höhe der Beiträge zur ge-
setzlichen Rentenversicherung ist
unabhängig vom Einkommen frei
wählbar und muss zwischen dem
monatlichen Mindestbeitrag von
100,07 Euro (2024) und dem
Höchstbeitrag 1404,30 Euro
(2024) liegen“, sagt Pottin. Die
Beiträge können monatlich oder
jährlich gezahlt werden. „Die

jährliche Zahlung hat den Vorteil,
dass am Ende des Jahres nach der
eigenen Kassenlage eingezahlt
werden kann“, sagt Pottin. Die
Höhe der Beiträge kann geändert
werden, ebenso die Beendigung
der Beitragszahlung.

Seit 2023 können die Beiträge
zur gesetzlichen Rente steuerlich
als Aufwendungen für die Alters-
vorsorge zu 100 Prozent abgesetzt
werden. „Hierbei ist ein Höchst-
betrag zu beachten. Dieser liegt
2024 für Ledige bei 27566 Euro,
für Verheiratete beträgt er das
Doppelte“, sagt Pottin.

Ein weiterer Vorteil, der be-
sonders im Alter wichtig wird:
Durch den Bezug einer Rente
kann in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung eine Pflichtmit-
gliedschaft entstehen, welche oft
günstiger ist als die Zugehörigkeit
zu einer privaten Krankenkasse.
„Besteht eine freiwillige Mitglied-
schaft in der gesetzlichen Kran-
kenversicherung oder die Mit-
gliedschaft in einer privaten
Krankenkasse, wird zudem ein
Zuschuss zum Beitragsanteil ge-
prüft“, sagt Pottin.

Rürup-Rente

Bei der Rürup-Rente handelt es
sich um eine staatlich geförderte
Form der privaten Altersvorsorge.
Sie wurde nach dem Ökonom
Bert Rürup benannt. „Sie soll für
diese Gruppe eine Basis-Rente
sein“, sagt Reyers. Die Funktions-
weise der Rürup-Rente ist ähn-
lich wie die einer klassischen
Rentenversicherung. Der Versi-

cherte zahlt regelmäßig Beiträge
in einen Vertrag ein, aus dem ihm
im Alter eine lebenslange monat-
liche Rente ausgezahlt wird.

„Der große Vorteil von Rürup
ist, dass die Beiträge für den Ein-
zahler steuerlich absetzbar sind“,
sagt Reyers. Der Höchstbetrag ist
der gleiche wie der oben für die
Rentenbeiträge genannte. „Das ist
eine erhebliche Steuerersparnis“,
sagt Reyers. Was aber nicht über-
sehen werden dürfe: „Bei der
Auszahlung im Alter findet eine
nachgelagerte Besteuerung statt“,
sagt Reyers. Der Steuersatz ist al-
lerdings niedriger als während
des Erwerbslebens.

Anbieter von Rürup-Verträgen

Unterschiedliche Optionen hin-
sichtlich Beitragshöhe, Flexibili-
tät und Anlageform werden am
Markt angeboten. „Es ist ratsam,
sich vor Abschluss eines solchen
Vertrags beraten zu lassen“, sagt
Reyers. Er empfiehlt die Beratung
durch einen Honorarberater, um
dauerhaften Provisionen an den
Vermittler zu entgehen. Zudem
rät er von Online-Angeboten für
Rürup ab. „Diese basieren meist
auf dem Provisionsmodell und
sind deshalb weniger attraktiv.“

Direktzusagen

Hierbei handelt es sich um ein
Modell der betrieblichen Alters-
vorsorge. „Sie ist für Kapitalge-
sellschaften möglich“, sagt Rey-
ers. Der Geschäftsführer einer
GmbH kann beispielsweise für
sich selbst einen monatlichen

Beitrag von 1000 Euro auf ein se-
parates Konto zahlen lassen, die
in Form einer Geldanlage ange-
legt werden. Wenn er das Renten-
alter erreicht, kann er dieses Geld
entnehmen. „Viele Jahre war die-
se Form der Altersvorsorge nicht
sehr gängig, aber im Moment
wird sie wieder häufiger ge-
wählt“, sagt Reyers.

Beiträge zur Finanzierung von
Direktzusagen können steuerlich
geltend gemacht werden. Das
Geld, das im Rahmen von Direkt-
zusagen zurückgelegt wird, kann
ebenfalls zur Vorsorge im Unter-
nehmen genutzt und in die Fi-
nanzplanung integriert werden.
„Das sollte aber nicht dazu füh-
ren, dass die Altersvorsorge zu
anderen Zwecken gebraucht wird
und später nicht mehr zur Verfü-
gung steht“, sagt Reyers.

Private Rentenversicherung

Die Auswahl an privaten Renten-
versicherungen ist groß. Es ist
deshalb sinnvoll, verschiedene
Anbieter zu vergleichen, die Ver-
tragskonditionen zu prüfen und
sich gut beraten zu lassen. Wichti-
ge Kriterien sind die Flexibilität
des Vertrags, die Solidität des An-
bieters sowie steuerliche Aspekte.
„Ich rate zunehmend zu einer
fondsgebundenen Rentenversi-
cherung“, sagt Reyers, „bei vielen
Anbietern kann ich die Anlagen
heutzutage selbst wählen.“ Unter
diesen fänden sich auch zuneh-
mend attraktive Indexfonds
(ETFs). Dadurch seien diese Versi-
cherungen besonders transparent.
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